
Beamtinnen und Beamte 
in die Rentenkasse?
Der Vorschlag von Bärbel Bas (SPD) klingt einfach - ist aber 
keine Lösung!

Neue Beiträge schaffen neue Ansprüche
Wer einzahlt, erwirbt später auch Rentenansprüche.
Das demografische Grundproblem bleibt. 

Pensionen verschwinden nicht
Der Staat müsste weiter Pensionen zahlen und zusätzlich 
Rentenbeiträge finanzieren.

Arbeitgeberanteile kosten Milliarden
Bund, Länder und Kommunen müssten erstmals laufende 
Arbeitgeberbeiträge zahlen.

Arbeitnehmeranteil ist nicht kostenlos
Ein Abzug von der Besoldung wäre faktisch eine Kürzung. Die 
Besoldung müsste angepasst werden.

Versorgung und Besoldung gehören zusammen 
Beamtenversorgung ist Teil der amtsangemessenen 
Alimentation und nicht beliebig verschiebbar. 

Kommunen würden zusätzlich belastet
Neue Beiträge, höhere Besoldungsausgaben und weiterlaufende 
Pensionslasten treffen besonders Städte und Gemeinden.

Klartext: Nicht die 
Pensionen sind zu 
hoch - viele Renten 
und Zusatzrenten sind 
zu niedrig.

	 Die Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst steigt 
oft nur um 1% pro Jahr.

	 Inflation frisst diese be-
triebliche Altersvorsorge 
real auf. 

	 Genau hier braucht es 
Stärkung statt Symbol-
politik.

Gesetzliche Rente 
stärken

Beamtenversorgung 
sichern

Zusatzversorgung 
verbessern

Versicherungsfremde 
Leistungen aus Steuern 

finanzieren

Was bei dem Vorschlag nicht gesagt wird

1.

2.

3.

4.

5.

6.

Unsere Position

Nicht gegeneinander ausspielen.  
Altersicherung insgesamt stärken!
Die komba gewerkschaft setzt sich für eine gerechte Alterssicherung im öffentlichen  
Dienst ein - für Tarifbeschäftigte und Beamte. komba.de/alterssicherung
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Nebelkerzen statt 
Reformen?

Die ständige Fokussierung 
auf Beamtinnen und Beamte 
lenkt von den eigentlichen 
Problemen ab: Rentenniveau, 
Pflegekosten und ehrliche 
Finanzierung.


